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Über die Verwendung der für den Wohnungsbau bestimmten 
Lastenausgleichsmittel wird folgender Bericht gegeben: 

Zu Nr. 1: 

Wieviel Bescheiden nach § 347 LAG ist insgesamt durch Erst- 
zuteilung von Wohnraum an Geschädigte entsprochen worden? 

Die Durchführung des sozialen Wohnungsbaus ist Angelegenheit 
der Länder. Der vorliegende Bericht beruht auf den angeforderten 
Meldungen der Länder. Die Anlage gibt für den Bereich jedes 
Landes und für die Zeit ab 1. April 1952 (Inkrafttreten des LAG) 
darüber Auskunft, 

a) wie viele Bescheide nach § 347 LAG erteilt worden sind, 

b) wie ‘viele Wohnungen das Land auf Grund der zugeteilten 
Wohnraumhilfemittel für Geschädigte im Sinne der LAG zu 
binden hatte, 

c) wie viele Wohnungen das Land für solche Geschädigte tatsächlich 
gebunden hat, 

d) wie viele Wohnungen insgesamt von Geschädigten bezogen wor- 
den sind. 

Wie die Anlage zeigt, sind insgesamt 473 488 Bescheide nach § 347 
LAG erteilt worden. Andererseits hatten die Länder auf Grund der 
zugeteilten Wohnraumhilfemittel 324 821 Wohnungen für Geschädigte 
zu binden. Tatsächlich gebunden worden ist eine beträchtlich höhere 
Zahl von Wohnungen, nämlich 561 080. Die Zahl der den Geschä- 
digten insgesamt zu geteilten (also einschließlich der nicht gebundenen) 
Neubauwohnungen liegt noch höher; sie beträgt 648 598. Zur Er- 
läuterung dieser Zahlen sind folgende Hinweise zu geben: 
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Zu a) 

Die Zahl der erteilten Bescheide ergibt sich aus Meldungen der Aus- 
gleich samt er. In der überwiegenden Mehrzahl der Falle Hegen dort 
genaue Zahlen auf Grund listenmäßiger oder sonstiger Aufzeichnungen 
vor. Einer kleineren Zahl von^ Ausgleichsämtern, die solche Aufzeich- 
nungen nicht haben, wurde gestattet, anhand der verfügbaren Unter- 
lagen mit möglichster Genauigkeit Annäherungswerte zu geben. 

Zu beachten ist, daß die Länder bei der Erteilung der Bescheide 
nach § 347 LAG nicht gleichmäßig verfahren. In der Regel wird der 
Bescheid auf Antrag allen Geschädigten ausgehändigt, welche durch 
die Schädigung den notwendigen Wohnraum verloren haben und 
die übrigen gesetzlichen Voraussetzungen erfüllen. In anderen Fällen 
erfolgt die Aushändigung nur bei nach gewiesenem Bedarf oder aus 
Anlaß der bevorstehenden Einweisung in eine Wohnung. Die von 
den einzelnen |Ländern gemeldeten Zahlen sind daher nicht ohne 
weiteres vergleichbar. 

Zu b) 

Die Zahl der auf Grund der den Ländern zugeteilten Wohnraum- 
hilfemittel von den Ländernjfür Geschädigte zu bindenden Wohnungen 
liegt fest. Sie wurde nach Teil IV Nr. 4 der Bundesrichtlinien für 
den sozialen Wohnungsbau aus dem Verhältnis der Lastenausgleichs- 
mittel zu den insgesamt zur Verfügung gestellten öffentlichen Mitteln 
errechnet. 

Zu c) 

Die Zahl der für Geschädigte tatsächlich gebundenen Wohnungen 
ist in allen Ländern nicht unerheblich höher, als es der Mindestver- 
pflichtung der Länder entsprechen würde. Dies erklärt sich zunächst 
daraus, daß die Länder fortlaufend vorsorglich Bindungen in der- 
artiger Höhe aussprechen, daß die Einhaltung der^erst zu Ende des 
Rechnungsjahres genau zu errechnenden Mindest Verpflichtung auf alle 
Fälle gesichert erscheint. Dabei ergibt sich vielfach auch, daß in ein- 
zelnen Stadt- und Landkreisen die zunächst vorgesehene Zahl der 
gebundenen Wohnungen bestehen bleibt, obwohl es nach der Mittel- 
zuteilung nicht erforderlich wäre, während in anderen Stadt- und 
Landkreisen die nachträgliche Erhöhung der Mittelzuteilung zu einer 
entsprechenden Erhöhung der Bindungen führt. Vor allem ist aber 
wesentlich, daß wegen der Höhe der Mittelzuteilung für Aufbau- 
darlehen/Wohnungsbau zur komplementären Förderung dieser Vor- 
haben Landesmittel eingesetzt werden, trotzdem aber eine Bindung 
nach Wohnraumhilfe grundsät zen ausgesprochen wird. 

• 

Zu d) 

Die |Zahl jder insgesamt den Geschädigten im Wege der Erstein- 
weisung zugeteilten Wohnungen, die sich aus der allgemeinen Woh- 
nungsstatistik ergibt, liegt noch um etwa 15 v. H. höher als die 
Zahl der gebundenen Wohnungen, weil sie auch diejenigen Woh- 
nungen mit umfaßt, in die tatsächlich Geschädigte eingezogen sind, 
ohne daß eine Bindung nach Wohnraumhilfegrundsätzen bestanden 
hätte. Vor allem kommen insoweit auch nur mit Aufbaudarlehen 
geförderte Wohnungen in Betracht. 
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Eine kritisclie Prüfung der Berichte der Länder gibt Anlaß zu fol- 
genden Bemerkungen: 

Die Zahl der gebundenen Wohnungen ist größer als die Zahl der 
insgesamt erteilten Bescheide nach § 347 LAG. Dies hat im wesent- 
lichen zwei Gründe. Einerseits war die Wohnraumhilfe die unmittel- 
bare Fortsetzung der Förderung des Wohnungsbaus nach dem 
Soforthilfegesetz (Gemeinschaftshilfe). Bei der Überleitung des Sofort- 
hilfegesetzes in das Lasten ausgleichsgesetz, insbesondere in den 
Jahren 1952 und 1953, sind, wie die statistischen Unterlagen zeigen» 
Bescheide nach § 347 LAG erst in geringem Umfange ausgestellt 
worden. Statt dessen sind meist noch die nach dem SHG erteilten 
Bescheinigungen der Soforthilfebehörden zugrunde gelegt worden. 
Andererseits hat, die Prüfung gezeigt, daß Nr. 3 Absatz 3 des 
Teils IV der Bundesrichtlinien für den sozialen Wohnungsbau offen- 
bar nicht in allen Ländern genau angewandt wurde; nach dieser 
Vorschrift dürfen in die gebundenen Wohnungen nur solche Ge- 
schädigte eingewiesen werden, welche die erforderlichen Voraus- 
setzungen durch einen Bescheid des Ausgleichsamts nach § 347 LAG 
nach weisen. Teilweise hatte sich zur Verfahrens Vereinfachung die 
Praxis eingebürgert, den schriftlichen Bescheid durch die unmittel- 
bare Zustimmung des Ausgleichsamts zu der Einweisung oder da- 
durch zu ersetzen, daß mit Rücksicht auf die Bewilligung eines 
Aufbaudarlehens an den Wohnungsbewerber die Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme der Wohnraumhilfe (die sich mit denen 
bei Aufbaudarlehen /Wohnungsbau weitgehend decken), als gegeben 
angesehen würden. Die Länder sind darauf hingewiesen worden, 
daß diese Praxis nicht im vollen Einklang mit den Bundesrichtlinien 
steht und daß die Vorlage des schriftlichen Bescheides erforderlich 
ist. Zur Zeit wird bei der Neufassung der Bundesrichtlinien für 
den sozialen Wohnungsbau geprüft, durch welche Maßnahmen eine 
Verbesserung der KontroUmöglichkeiten der Ausgleichsbehörden 
erreicht werden kann. Aus den eingehenden Darlegungen der Län- 
der über die — örtlich sehr verschiedenartigen — Verfahrensme- 
thoden im einzelnen haben sich keinerlei Anhaltspunkte ergeben, 
daß Nichtgesdiädigte in gebundene Wohnungen eingewiesen worden 
wären. 

Eine statistische Erhebung derart, daß für jeden einzelnen von einem 
Ausgleichsamt erteilten Bescheid nach § 347 LAG nachgeprüft wird, 
ob es zur Zuteilung einer Wohnung gekommen ist, wäre mit einem 
so unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand verbunden, daß sie 
praktisch als undurchführbar zu betrachten wäre. 

Zu Nr. 2 

Welche Möglichkeiten zur weiteren Einschränkung der globalen 
Vergabe von Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau ergeben sich 
durch die von der Bundesregierung eingeleitete Prüfung zugunsten 
einer verstärkten Berücksichtigung individueller Antragsteller? 

Das Problem der Globaldarlehen im Rahmen der Aufbaudarlehen/ 
Wohnungsbau nach dem Lasrenausgleichsgesetz war in den letzten 
Jahren Gegenstand vielfacher eingehender Erörterungen unter den 
Bundesressorts, beim Bundesausgleichsamt und in verschiedenen Fach- 
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und Arbeitsausschüssen. Auch der Ständige Beirat und der Kon- 
trollausschuß beim Bundesausgleichsamt haben sich wiederholt mit 
ihm beschäftigt. Im wesentlichen läßt sich der Inhalt der Erörterungen 
dahin kennzeichnen, daß die für die Durchführung des Wohnungs-' 
baus verantwortlichen Stellen betonen, ohne die Globalverfahren sei 
der 'Zügige und wirkungsvolle Wohnungsbau für die Geschädigten 
in weiten Bereichen sehr erschwert oder unmöglich, während dem- 
gegenüber darauf hingewiesen wird, daß im Globalverfahren der 
Grundsatz der individuellen Leistung an die Geschädigten gefährdet 
sei. In Würdigung dieser Besorgnisse hat die Bundesregierung in 
Beantwortung der Großen Anfrage ^ Drucksache 1961 - am 9. Februar 
1956 ausdrücklich betont, daß sie sich für eine Einschränkung des GlobaE 
verfahrens einsetzen werde. Auf Grund dieser Erklärung hat am 
14. Juni 1956 der Bundesminister für Wohnungsbau mit den zu- 
ständigen Landesministern (Senatoren) über die Beschränkung des 
Globalverfahrens verhandelt. Seitens der Länder wurde dabei über- 
einstimmend betont, daß sich das Globalverfahren als eii'se sehr wirk- 
same Eingliederungsmethode erwiesen habe, die vor allem im Rah- 
men der äußeren und inneren Umsiedlung (einsdiließlich Evakuier- 
tenrückführung) unentbehrlich sei. Unentbehrlich sei das Globalver- 
fahren ferner beim Wiederaufbau und bei Maßnahmen zur Behe- 
bung besonderer Notstände (z, B. Räumung von Lagern, Baracken 
und Bunkern). 

Die Fortführung der Bemühungen um die Einschränkung des Glo- 
balverfahrens hat zu folgenden Ergebnissen geführt: Der Präsident 
des Bundesausgleichsamts hat eine Änderung seiner Bestimmungen 
zu § 20 der Weisung über Aufbaudarlehen/ Wohnungsbau vorbe- 
reitet, die demnächst in Vollzug gesetzt werden wird. Bei der äußeren 
und inneren Umsiedlung (einschließlich Evakuiertenrückführung) und 
beim Wiederaufbau kann nach einheitlicher Auffassung auch in Zu- 
kunft auf das Globalverfahren nicht verzichtet w^erden. (Für solche 
Maßnahmen sind bisher etwa zwei Drittel der im Globalvcrfahren 
bereitgestellten Mittel verwendet worden.) Über diese Maßnahmen 
hinaus dürfen in Zukunft Aufbaudarlehen im Globalverfahren nur 
noch für Notstandsmaßnahmen der erwähnten Art und für solche 
Maßnahmen eingesetzt werden, die notwendig zur Eigentumsbildung 
bei Geschädigten führen. 

Für alle Anwendungsbereiche des Globalvcrfahrens gilt im übrigen 
der Grundsatz, daß geschädigte Bauherren den Vorrang vor den 
übrigen Antragstellern haben. 

Bei der Neufassung der Durchführungsbestimmungen ist ferner eine 
Vorschrift vorgesehen, durch die sicher gestellt wird, daß Einzelan- 
tragsteller bei Gleichartigkeit der Maßnahmen vor Globalanträgen 
bevorzugt werden müssen. Ein absoluter Vorrang aller Einzelanträge 
läßt sich allerdings schon deshalb nicht rechtfertigen, weil nicht alle 
Einzelanträge zu Eigentum bei Geschädigten führen und auch nicht 
gleichmäßig als besonders vordringlich anzuerkennen sind, im übri- 
gen die Behebung gewisser sozialer Notstandsfälle (z. B. Lager- und 
Barackenräumung) gesichert bleiben muß. 
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Zu Nr. 3 

Welche Fortsdiritte und Ergebnisse hat die Ablösung der global 
vergebenen Aufbaudarlehen durch Einzeldarlehen erbracht? 

Die Ergebnisse der Ablösung von Samrrielbewilligungen sind der 
folgenden Fortschreibungsstatistik zu entnehnien; 


Bewilligte Sammel dariehen 




davon durch Einzel- 

Stichtag 

insgesamt 

dariehen ab gelöst 


in Mio DM 

V. H. 

bis 31. März 1954 

139,1 

17,5 

12,6 

„ 30. Juni 1954 

167,8 

29,0 

17,3 

„ 30. September 1954 

235,2 

46,3 

19,7 

„ 31. Dezember 1954 

308,2 

62,1 

20,1 

„ 31. März 1955 

348,7 

90,7 

26,0 

„ 30. Juni 1955 

392,3 

121,5 

31,0 

„ 30. September 1955 

445,0 

164,0 

36,9 

„ 31. Dezember 1955 

491,2 

227,5 

46,3 

„ 31. März 1956 

541,9 

281,9 

52,0 

„ 30. Juni 1956 

593,9 

332,7 

56,1 


Die Übersicht zeigt, daß der Prozentsatz der Ablösungen nach 
anfänglichen Schwierigkeiten trotz der Neubewilligung von Sammel- 
darlehen stetig gestiegen ist: Er betrug — verglichen mit der Ge- 
samtsumme der jeweils bewilligten Beträge und ohne Berücksich- 
tigung der Zeitdifferenz zwischen Bewilligung und Ablösung — am 
Ende des Rechnungsjahres 1954 26,0 v. H. und überstieg am Ende 
des Rechnungsjahres 1955 die Hälfte der insgesamt bewilligten 
Sammeldarlehen. 

Bei der Gegenüberstellung ist aber zu beachten, daß der angestelite 
Vergleich nicht zeitgerecht ist, weil die durch Vorbescheid bewil- 
ligten Sammeldarlehen technisch erst zu einem späteren Zeitpunkt 
durch Einzelbewilligung an Geschädigte ersetzt werden können. 
Die Durchführungsbestimmungen zu § 20 der Weisung schreiben 
die Ablösung spätestens ein Jahr nach Erteilung des Vorbescheides 
vor. Es ist aber bekannt, daß besonders bei der Umsiedlung von 
der Möglichkeit einer Fristverlängerung auf bis zu zwei Jahren 
öfters Gebrauch gemacht werden muß. Unter Zugrundelegung einer 
durchschnittlichen Ablösungsfrist von einem Jahr müssen also für 
einen zeitgerechten Vergleich die 332,7 Mio DM am 30. Juni 1956 
zu den 392,3 Mio DM Sammelbewilligungen am 30. Juni 1955 
in Beziehung gesetzt werden. Hierbei ergibt sich ein AblÖsunps- 
anteil von 84,8 v, H. der ausgesprochenen Sammelbewilliizungen. 

Über die Größenordnung der vierteljährlichen Zuwachsraten bei 
Sammelbewilligungen und deren Ablösungen gibt nachstehende 
Übersicht Aufschluß: 
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Sammelbewilli- 

gungen 

Ablösungen 

in Mio DM 

1. Rechnungsvierteljahr 1955 

43,6 

30,8 

2. Rechnungsvierteljahr 1955 

52,7 

42,5- 

3. Rechnungsvierteljahr 1955 

46,2 

63,5 

4. Rechnungs Vierteljahr 1955 

50,7 

54,4 

1. Rechnungsvierteljahr 1956 

52,0 

50,8 

zusammen 

245,2 

242,0 


Während die Ablösungen im 1, Rechnungs Vierteljahr 1955 nur 
70,6 V. H. der im glciAen Zeitraum ausgesprochenen Sammelbc- 
willigungcn betragen, ist der Prozentsatz im 1 . Rechnungs Vierteljahr 
1956 auf 97,7 v. H. angestiegen. Im 3. und 4. Rechnungsvierteljahr 
1955 lagen die Ablösungen — absolut gesehen — bereits höher als 
die Globalbewilligungen desselben Zeitraums. 

Die vorstehenden Übersichten zeigen, daß die ständigen Bemühungen 
um eine verstärkte Darlehensablösung nach Überwindung der An- 
fangsschwierigkeiten zunehmend ihre Wirkung gehabt haben. Es 
kann angenommen werden, daß in naher Zukunft die Sammeldar- 
Ichen jeweils nur noch in dem Umfang nicht abgelöst sein werden, 
in dem dies zwangsläufig durch die Technik des Ablösungs Vorgangs 
bedingt ist. 

Zu Nr. 4 

Zu welchen Maßnahmen hat die Nachprüfung etwaiger miß- 
bräuchlicher Einsetzung von Aufbaudarlehen zur Einsparung nach- 
rangiger Finanzierungsmittel beim öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau geführt? 

Bei der Auswertung von Unterlagen über das Baujahr 1954 war 
das Bundesausgleichsamt zu dem Ergebnis gekommen, daß die Lan- 
desbaudarlehen im Durdischnict um etwas über 300 DM geringer 
waren, soweit die Wohnungen gleichzeitig mit i\ufbauda riehen ge- 
fördert wurden. Es handelte sich zwar um eine verhältnismäßig 
geringfügige Differenz (etwa 4 v. H. der durchschnittlidien Summe 
der Förderungsdarlehen). Doch erschien es notwendig, der Angele- 
genheit nachzugehen. Am 4. März 1956 hat das Bund es ausgleichs- 
amt e nc Untersuchung durch die Landesausgleichsämter und einen 
Bericht angeordnet. Daraufhin haben die größeren Lander reprä- 
sentative Erhebungen in den einzelnen Regicrungs- bzw. einzelnen 
Verwaltungsbezirken durchgeführt. Die kleineren Länder und die 
Stadtstaaten konnten im allgemeinen die erforderlidien Angaben aus 
unmittelbarer eigener Erfahrung machen. Übereinstimmend ergab sich: 

Die Vorschrift der Weisung über Aufbaudarlehen/Wohnungsbau, 
wonach die Aufbaudarlehen nicht zu einer Verkürzung der Landes- 
baudarlehen führen sollen, die in gleichartigen Fällen gewährt 
werden, wird in allen Ländern beachtet. In vier Ländern sind ver- 
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einzelte Verstöße der unteren Verwaltungsstellen festgestelk worden. 
Solche Anträge wurden den Kreisbehörden — meist mit Änderungs- 
vorschlägen — zurückgegeben, oder es wurde durcli Umfinanzierung 
Abhilfe geschaffen. In einigen Ländern macht schon der Verfahrens- 
gang bei der Bewilligung oder die Finanzierungsmethode eine 
Benachteiligung der Geschädigten von vornherein unmöglich. Andere 
Länder, die besondere Erhebungen vorgenommen haben, führten 
den zahlenmäßigen Nachweis, daß die öffentlich geförderten Vor- 
haben mit Aufbaudarlehcn durchschnittlich entweder gleiche oder 
teilweise sogar etwas höhere Darlehnssätze ausweisen als die Vor- 
haben ohne Aufbaudarlehcn. 

Die Gründe, aus denen sich bei den eingangs erwähnten Ermitt- 
lungen für das Baujahr 1954 bei den mit Aufbaudarlehen geför- 
derten Wohnungen statistisch eine um etwa 4 v. H. geringere Größe 
des Förderungsdarlehcns ergeben har, sind verschiedener Art. In 
erster Linie bringt die unterschiedliche Gestaltung der Finanzierung 
im Wohnungsbau von vornherein eine derartige Fülle an Variations- 
möglichkeiten mit sich, daß gewisse Abweichungen vom Durch- 
schnitt nach unten oder oben sich niemals völlig vermeiden lassen. 
Ferner hat sich gezeigt, daß bei Fehlen der Aufbaudarlehcn die 
Förderungsstellen nicht selten vor der Notwendigkeit standen, die 
verbleibende Finanzierungslücke durch Erhöhung des Landesbau- 
darlehens abzudecken. 

Auf Grund des Ergebnisses der Umfrage und nach eingehender 
Prüfung der Verhältnisse hat der Präsident des Bundesausgleichs- 
amts keine Veranlassung gehabt, besondere Maßnahmen zu ergreifen, 
weil lediglich einige einzelne Verstöße, nicht aber mißbräuchliche 
Praktiken festgestellt werden konnten. Für die Zukunft wird schon 
die in § 43 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes vorgesehene Fest- 
setzung von Durchschnitts- und Höchstsätzen für nadistcllige Bau- 
dariehen in Verbindung mit § 44 Abs. 1 des Gesetzes die Gefahr 
eines Mißbrauchs weitgehend ausschließen. 

Zu Nr, 5 

Welche Maßnahmen sind zur stärkeren Berücksichtigung von 
Geschädigten als Bauherren auf Grund der für den Wohnungsbau 
bestimmten Lastenausgleichsmittel getroffen worden, insbesondere 
was ist unternommen, um mit Hilfe dieser Lastenausgleichsmittel 
die Eigentumswiederherstellung zugunsten der Geschädigten zu 
fördern und eine verstärkte Eigentumsbildung durch Geschädigte 
in breiter Streuung zu ermöglichen ? 

Zu der Frage ist gesondert Stellung zu nehmen bezüglich der Auf- 
baudarlehen/Wohnungsbau einerseits, der Wohnraumhilfe andererseits: 

1. Aufbaudarlehcn/ Wohnungsbau 

Die Aufbaudarlehen/Wohnungsbau werden dem einzelnen Geschä- 
digten auf Grund eines von ihm gestellten Antrags gewährt. 
Der Geschädigte selbst befindet daher im Grundsatz darüber, wel- 
cher Art die zu bauende Wohnung sein soll und ob er selbst als 
Bauherr auftreten will. Die Einflußnahme der Verwaltung beschränkt 
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sich unter diesen Umständen auf die Entscheidung, welche Anträge 
jeweils nach den Grundsätzen der §§ 254 und 257 LAG als die 
dringlichsten anzusehen sind und für welche Anträge die daneben 
verfügbaren öffentlichen Förderungssmittel gegeben werden. (Anders 
liegen die Dinge nur bezüglich der Globaldarlehen; da diese regel- 
mäßig mit Wohnraumhilfemittcln verbunden werden, wird dazu 
weiter unten im Zusammenhang mit der Wohnraumhilfe Stellung 
genommen.) 

Die Lastenausgleichsmittel dienen nach § 1 des Lasten aus gl eichsge- 
setzes in erster Linie der Abgeltung von Schäden und Verlusten, 
vorwiegend also der Wiederherstellung verlorenen Eigentums. Im 
Bereich des Lastenausgleichs müssen daher Maßnahmen, die der Wie* 
derherstellung verlorenen Eigentums dienen, als eigentumsbildend 
auch dann anerkannt werden, wenn dadurch die Wiederherstellung 
oder der Bau von Mietwohnungen ermöglidht wird, die im Eigen* 
tum eines geschädigten Bauherrn stehen. 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz andererseits spricht von Eigentums* 
Bildungen nur im engeren Sinne der Bildung von Einzel ei gen tum 
Einen Überblick über die Gewährung von Aufbaudarlehen/Woh- 
nungsbau ergibt die nachfolgende Tabelle. Gefördert worden sind 
nach dem Stand vom 30. Juni 1956 457061 Wohnungen mit einem 
Gesamtbetrag von 1476 900000 DM. Davon entfallen auf die ein- 
zelnen Förderungsmaßnahmen die folgenden bewilligten Beträge (mit 
Bezug auf die geförderten Wohnungseinheiten ergeben sich nur 
geringfügige Abweichungen der Verhältniszahlen); 



Betrag in 

Mio DM 

V. H. 

a) Eigenheime, Wohnungseigen- 
tum, Dauerwohnrechte, 

461,4 

31,2 

b) sonstige Eigentumsbildung 
bei Geschädigten 
(§ 254 Abs. 2 LAG) 

354,0 

24,0 

c) andere Eingliedcrungsmaß- 
nahmen (§ 254 Abs. 3 LAG) 

661,5 

44,8 


1 476,9 

100,0 


Bei der vorstehenden Übersicht sind die noch nicht aufgelösten 
Globaldarlchen (261,2 Mio DM) außer Betracht geblieben, weil 
insoweit noch nicht feststand, inwieweit eine Eigentumsbildung ein- 
tritt In der Tabelle sind unter c) auch diejenigen — nicht zahlen- 
mäßig ausscheidbaren — Maßnahmen mit umfaßt, in denen Ent- 
schädigung nach § 254 Abs. 3 LAG indirekt zur Eigentumsbildung 
bei einem am Eigentum gesJfädigten Bauherrn geführt haben. 

Bei Würdigung der vorstehenden Zusammenfassung ist zu beachten, 
daß, wie eingangs erwähnt wurde, im Individualverfahren zunächst 
von der Entscheidung der Antragsteller ausgegangen werden muß. 
Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß in vielen Fällen die 


8 







wirtschaftlichen oder finanziellen Voraussetzungen für ein eigenes 
Bauvorhaben der geschädigten Wbhnungsuchenden nicht gegeben 
sind. In anderen Fällen sind die Antragsteller aus pcrsönlidien Gründen 
am Hausbesitz nicht interessiert, sondern streben eine Mict- oder 
Genossenschaftswohnung an. Dies muß bei Würdigung der Zahlen 
beachtet werden. 

Bundesregierung und Bundesausgleichsamt haben sich bemüht und 
bemühen sich weiterhin, den Anteil der cigentumsbildenden Maß- 
nahmen in jeder möglichen Weise zu steigern. Das Bundesaus- 
gleichsamt hat von Anfang an einen Anreiz hierzu dadurch gewährt, 
daß bei Eigentumsvorhaben höhere Darlehenssätze festgelegt wurden. 
Den Ausgleichsbchördcn ist die besondere Berücksichtigung der 
eigentumsfördernden Maßnahmen wiederholt zur Pflicht gemacht 
worden. In Zukunft werden diese Bemühungen zusätzlich durch 
die Auswirkungen des Zweiten Wohnungsbaugesetzes gefördert wer- 
den, zumal erfahrungsgemäß für einen beträchtlichen Teil der mit Auf- 
baudarlehcn geförderten Wohnungen gleichzeitig Mittel der Wohn- 
raumhilfe in Anspruch genommen werden. 

2. Wohnraumhilfe 

Hierbei ist zu beachten, daß über die Mittelvergabc im einzelnen 
nicht die der Sachaufsicht des Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amts unterstehenden Ausgleichsbehörden entscheiden, sondern 
daß die Mittel nach dem Gesetz darlehensweise an die Länder 
gegeben und von diesen nach den einschlägigen Bestimmungen 
über die Förderung des Wohnungsbaus eingesetzt werden. Die 
Entscheidung, welche Bauherren und welche Arten von Vorhaben 
zu fördern sind, hat der Gesetzgeber weitgehend selbst im 
Wohnungsbaugesetz und ergänzend im Lastenausgleichsgesetz ge- 
troffen, so daß es einer diesbezüglichen Einflußnahme der Bau- 
förderungsstcllen kaum bedarf. 

i 

Schon in der älteren Fassung des Lastenausgleichsgcsetzes war be- 
stimmt (§§ 300, 348), daß geschädigte Bauherren und Gemeinschaften 
von Geschädigten als Bauherren den Vorrang hatten und daß 
andererseits (§ 299) die Darlehen bevorzugt zur Erteilung von Eigen- 
heimen und vergleichbaren Wohnungen zu gewähren waren. Die 
einsdilägigen Vorschriften des Lastenausgleichsgesetzes sind durch 
das Zweite Wohnungsbaugesetz (§ 118) noch deutlicher gestaltet 
worden. Auch das Zweite Wohnungsbaugesetz selbst enthält eine 
Reihe von Vorschriften, welche die Durchführung dieser Grundsätze 
gewährleisten (vgl. z. B. § 26). Die Beachtung dieser nringlichkeits- 
folgen bei der Darlehensgcwährung wird den Bcwilligungsbehördcn 
durch Weisung des Präsidenten des Bundesausglcichsamts, die gleich- 
zeitig Bestandteil der Bundesrichtlinien für den sozialen Wohnungs- 
bau 1957 ist, noch besonders auf gegeben werden. 

Es wurde erwähnt, daß die Vorrangsvorschriften der Wohnraum- 
hilfe, die mit den Vorrangsvorschriften des jeweils maßgebenden 
Wohnungsbaugesetzes übereinstimmen, weitgehend auch für die 
Gewährung der Aufbaudarlchen mitbcstimmend sind, weil für einen 
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sehr beträchtlichen Teil der mit Autbaudarlehen geförderten Bau- 
vorhaben gleichzeitig Wohnraumhilfemittel in Anspruch genommen 
werden. Besonders gilt dies für die im Globalverfahren gewährten 
Aufbaudarlehen, die praktisch ausnahmslos in Verbindung mit 
Wohnraumhilfemitteln gewährt werden. 

Die Bundesregierung wird ihrer Pflicht, die Anwendung der vom 
Gesetzgeber im Wohnungsbaugesetz beschlossenen Vorrangsgrund- 
sätze auch im Bereich des Lastenausgicichs sicherzustellen, auch 
weiterhin genügen. Das Inkrafttreten des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes, das im Bereich des sozialen Wohnungsbaus mit Wirkung 
vom 1. Januar 1957 ab sich auswirkt, wird, ergänzt durch die 
Verwaltungsmaßnahmen der Bundesregierung und des Präsidenten 
des Bundesausgleichsamts, zu einer Erhöhung des Anteils der eigen- 
tumsbildenden Maßnahmen auch im Bereich der Wohnraumhilfe 
führen. 


Schaffer 



Anlage 


Wohnraumhilfemittel vom 1. April 1952 bis 31. März 1956 


Land 

erteilte 

Bescheide 

Zahl 

auf Grund 
der zugeteil-3 
ten Mittel zu 

bindende 

Wohnungen 

tatsächlich 

gebundene 

Wohnungen 

an Gesdiädigte 
insgesamt im 
Wege der 
Erstbewilligung 
zugeteilte 
Wohnungen 

Baden-Württemberg 

24947 

18 700 

55 379 

65 687 

Bayern 

27049 

59 300 

77006 

88,400 

Bremen 

10368 

4 381 

5 822 

ca. 7 000 

Hamburg 

94694 

14 730 

27034 

37412 

Hessen 

58537 

26518 

46 939 

59 364 

Niedersadisen 

28 909 

54618 

76 885 

über 76 885 

Nordrhein- Westfalen 

152745 

105 426 

210904 

244 937 

Rheinland-Pfalz 

14198 

18 336 

25610 

28 093 

Schleswig-Holstein 

40824 

17794 

29 861 

35 209 

Berlin 

21 217 

5 118 

5640 

5611 


473488 

324891 

561 080 

648 598 


11 

















